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Nach dem katastrophalen Schlusskapitel des deutschen  
Engagements am Hindukusch im Sommer 2021 sollte sich 
endlich auf das konzentriert werden, was als primäre  
Bedrohung für die Interessen Deutschlands erkannt wurde  
und zudem von den Verbündeten erwartet und eingefordert 
wird. Nur die Bundesrepublik kann die Hauptlast der konven-
tionellen Verteidigung in Mittelost- und Nordeuropa tragen 
und als Rückgrat der (nichtnuklearen) NATO-Abschreckung 
gegenüber Russland fungieren. Hierzu muss die Bundes-
wehr – innerhalb weniger Jahre – die verlorengegangene 
Fähigkeit zur umfassenden Landes- und Bündnisverteidigung  
wiederherstellen.

Deutsche Verteidigungspolitik muss sich einer-
seits auf das besinnen, was die deutschen Streit-
kräfte jahrzehntelang vorzüglich beherrscht 
hatten, und andererseits an dem orientieren, 
was die Kriegsführung der Zukunft – und hier 
setzen vor allem auch Russland und China die 
Maßstäbe – technologisch und doktrinär gebie-
tet. Der zurückliegende Einsatz in Afghanistan 
bietet sich dafür nur sehr bedingt als Blaupause 
an. Stabilisierung, Aufstands- und Terrorismus
bekämpfung werden zwar auch in Zukunft 
eine Rolle spielen, aber nicht mehr, wie in den 
2000er- und frühen 2010er-Jahren, Kernauf-
trag und strukturbestimmende Parameter für 
die Bundeswehr sein. Vielmehr wird die Befä-
higung zur Führung hochintensiver Gefechte in 
allen Dimensionen der Kriegsführung maßgeb-
liches Kriterium für die Leistungsfähigkeit der 
Bundeswehr, die sicherheits- und verteidigungs
politische Handlungsfähigkeit Deutschlands und 
nicht zuletzt dessen Verlässlichkeit in EU und 
NATO sein. Zur Erlangung eines entsprechenden 
Fähigkeitsprofils der Bundeswehr hat die Politik 
seit 2014 wichtige Beschlüsse gefasst, was aber 
nicht darüber hinwegtäuschen darf, dass erst 
die vollumfängliche Implementierung dersel-
ben in den kommenden Jahren den Ausschlag 
gibt, welche Rolle Deutschland sicherheits
politisch spielen wird. Entscheidend ist, ob die 
deutsche Politik den Willen aufbringt, zur Selbst-
behauptung Europas gegenüber präzedenzlosen 

geopolitischen Herausforderungen durch Russ-
land und China beizutragen, und ob sie dabei auch 
bereit ist, einen militärischen Verteidigungsbei-
trag zu leisten, der den berechtigten Erwartun-
gen der Verbündeten und dem politischen und 
wirtschaftlichen Gewicht Deutschlands ent-
spricht – nämlich mit der Bundeswehr wieder 
die angestammte Hauptrolle Deutschlands als 
Rückgrat der konventionellen Bündnisverteidi-
gung zum Schutz Europas zu übernehmen.

Die Rückkehr der Landes- und 
Bündnisverteidigung

Von „Wars of Choice“ zu „Wars of Necessity“

Die knapp zweieinhalb Jahrzehnte zwischen dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion 1991 und der 
völkerrechtswidrigen Annexion der Halbinsel 
Krim durch Russland 2014 stellten eine histori-
sche Ausnahme in der europäischen Sicherheits-
politik dar. Diese Phase war davon geprägt, dass 
keine existenzielle Bedrohung für Deutschland 
und seine Verbündeten in EU und NATO bestand. 
Das geflügelte Wort der „Friedensdividende“ 
machte in europäischen Hauptstädten die Runde 
und im Bewusstsein vieler Deutscher verankerte 
sich die Annahme, Deutschland sei nur noch von 
Freunden umgeben. Gleichwohl war die interna-
tionale Politik geprägt von vielen regionalen und 
innerstaatlichen Kriegen und Konflikten, vor 
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allem im Nahen Osten und Afrika, aber auch in 
Europa auf dem Westbalkan. Westliches Militär 
kam im Rahmen von Interventionen in einigen 
dieser Konflikte, zumeist in Friedensmissionen 
der Vereinten Nationen (UN) und später im Rah-
men der US-geführten Invasionen Afghanistans 
und Iraks, gegen weit unterlegene symmetri-
sche Gegner, vor allem aber in den Bereichen 
Aufstands- und Terrorismusbekämpfung sowie 
Stabilisierung, zum Einsatz. Theoretisch hätten 
die Regierungen der an diesen Einsätzen und 
Interventionen beteiligten Staaten auch die 
Option gehabt, sich nicht zu beteiligen oder, wie 
die Debatte in den USA zu Beginn der 2000er-
Jahre gezeigt hat,1 alternativ oder zusätzlich in 
anderen Staaten zu intervenieren. Die von west-
lichen Regierungen geführten Kriege in dieser 
Phase waren also Wars of Choice2.

Als Zäsur euroatlantischer  
Sicherheitspolitik gilt der  
Beginn der russischen  
hybriden Kriegsführung  
gegen die Ukraine im  
Februar 2014.

Noch während dieses sogenannten Zeitalters 
der Interventionen setzten mit dem Aufkommen 
des russischen Revisionismus ab 2008 und dem 
militärischen Aufstieg Chinas unter Präsident 
Xi seit 2013 zwei Entwicklungen ein, durch die 
sich die internationale Politik fundamental ver-
ändert hat. Einige Beobachter sprechen mittler-
weile von einem „neuen Kalten Krieg“, andere 
konstatieren zumindest einen Systemwettbewerb 
zwischen den USA und Europa auf der einen und 
Russland und China auf der anderen Seite. Um 
die regelbasierte internationale Ordnung und 
den Status quo in Europa und im indopazifi-
schen Raum zu erhalten, müssen die USA und 
Europa Russland und China Einhalt gebieten 
und sich in Zukunft darauf vorbereiten, Wars of 
Necessity führen zu können – mit dem Ziel, diese 
dank der Abschreckungswirkung eben nicht 
ausfechten zu müssen. Im Unterschied zum 

internationalen Krisenmanagement handelt es 
sich hierbei um Notwendigkeiten, die die staat- 
liche Existenz verbündeter Nationen betreffen. 
Bei einem Angriffskrieg, der sich gegen die terri-
toriale Integrität eines oder mehrerer Verbünde-
ter richtet, kann es keine Wahlfreiheit geben, ob 
ein Verbündeter seine Zusagen, sich mit kollek-
tiver Bündnisverteidigung wirksam zur Wehr zu 
setzen, einlöst oder nicht. Mehr denn je kommt 
es für die westlichen Demokratien darauf an, für 
die gemeinsamen Werte und Interessen weltweit 
einzutreten. Aber vor allem müssen sich die west-
lichen Nationen, die im Rahmen von NATO und 
EU ein gemeinsames Verteidigungsbündnis mit 
bindenden Verpflichtungen3 eingegangen sind, 
als Verbündete aufeinander verlassen können – 
im Frieden ebenso wie in Krise und Krieg.

Russlands Revisionismus und 
Chinas militärischer Aufstieg

Als Zäsur euroatlantischer Sicherheitspolitik 
gilt der Beginn der russischen hybriden Kriegs-
führung gegen die Ukraine im Februar 2014. In 
deren Folge sah sich die NATO zur Rückversi-
cherung ihrer östlichen Mitgliedstaaten, dem 
Aufbau der NATO-Speerspitze (VJTF)4, der 
Verdreifachung der NATO Response Force, der 
Entsendung der vier eFP Battlegroups5 und der 
Rückbesinnung auf kollektive Verteidigung und 
Abschreckung gezwungen. Mit Blick auf China 
deutete sich bereits während der ersten Amtszeit 
Präsident Obamas eine Schwerpunktverlagerung 
der US-Politik weg von Europa und dem Nahen 
und Mittleren Osten nach Ostasien (Pivot to Asia) 
an. Mittlerweile hat sich der sicherheitspolitische 
Fokus der USA eindeutig auf die Ausbalancierung 
Chinas angesichts dessen 2015 eingeleiteter 
massiver militärischer Aufrüstung verschoben. 
Während auch die europäischen Staaten inzwi-
schen die sicherheitspolitische Relevanz des 
indopazifischen Raumes erkannt und teilweise 
breitangelegte Strategien entwickelt haben,6 zielt 
die US-Politik prioritär auf Eindämmung und 
Abschreckung Chinas ab.

Aus europäischer Sicht haben diese Entwicklun-
gen zur Folge, dass innerhalb von EU und NATO 
erstmals seit deren Gründung keine einheitliche 
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Bedrohungswahrnehmung und sicherheits
politische Prioritätensetzung existieren. Für 
die Staaten Ostmittel- und Nordeuropas 
besteht die wesentliche sicherheitspolitische 
Herausforderung eindeutig in der aggressiven 
und revisionistischen Politik Russlands. Die 
südeuropäischen Staaten hingegen sehen ihre 
Sicherheit nach wie vor durch die zerfallende 
Staatlichkeit im Nahen Osten, in Nordafrika 
und der Sahelregion sowie daraus resultie-
rende Flucht- und Migrationsströme und den 
Fortbestand terroristischer Organisationen an 
der südlichen Peripherie Europas bedroht. Für 
EU und NATO birgt dies die Gefahr, dass sich 
Konflikte über Prioritäten, Strategien und Res-
sourceneinsatz zwischen den Staaten des „Ost-
flanken-Lagers“ und des „Südflanken-Lagers“ 

zu elementaren Krisen für die Organisationen 
ausweiten. Hinzu kommt, dass die USA im 
Gegensatz zur Zeit des Kalten Krieges und 
dem Zeitalter der Interventionen weder an der 
Süd- noch an der Ostflanke die Hauptlast des 
sicherheitspolitischen Engagements tragen 
können und wollen. Ein Großteil der Aufmerk-
samkeit und militärischen Ressourcen der USA 
wird eben durch Chinas zusehends aggressives 
Auftreten im Indopazifik konsumiert. Bereits 
Anfang 2017 beantwortete der seinerzeit als 
Verteidigungsminister nominierte General 
a. D. James Mattis in seiner Anhörung vor dem 
Senat die Frage von Senator John McCain, ob 
die US-Streitkräfte in der Lage wären, China 
und Russland gleichzeitig abzuschrecken, mit 
einem deutlichen Nein.7

Präsident Wladimir Putin im November 2021 auf der annektierten Krim: Für die Staaten Ostmittel- und  
Nordeuropas besteht die wesentliche sicherheitspolitische Herausforderung in der aggressiven und  
revisionistischen Politik Russlands. Quelle: © Mikhail Metzel, Reuters.
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Verteidigungspolitik in Europa:  
Die Hauptlast an der Ostflanke für Deutschland

Mit Blick auf die vier größten und militärisch 
handlungsfähigsten europäischen Staaten Deut
schland, Frankreich, Großbritannien und Italien 
stellt sich die Frage, wo diese in Zukunft ihren 
strategischen Schwerpunkt verorten. Großbritan-
nien scheint sich mit seinem neuen sicherheits-
politischen Grundsatzpapier vom März 2021 auf 
die Bereiche nukleare Abschreckung, maritime 
Fähigkeiten, Cyberkriegsführung, Nachrichten-
wesen und Aufklärung sowie Spezialkräfte zu 
konzentrieren. Neben der Fähigkeit zur nukle-
aren und maritimen Abschreckung Russlands 
eignen sich die Streitkräfte Großbritanniens 
vor allem für punktuelle Interventionen und 
Einsätze an der Seite der USA (auch im indo- 
pazifischen Raum). Für landbasierte Operatio-
nen auf dem europäischen Kontinent werden den 
britischen Streitkräften in Zukunft nur noch sehr 
begrenzte Ressourcen zur Verfügung stehen. Das 
französische Militär wendet, ähnlich der Situa-
tion in Großbritannien, einen erheblichen Teil 
seiner Haushaltsmittel für den Unterhalt und 
die Weiterentwicklung der Nuklearstreitkräfte 
auf und hält vor allem Fähigkeiten für begrenzte 
Interventionen, Stabilisierungseinsätze, Auf-
stands- und Terrorismusbekämpfung vor. Da sich 
Frankreich, wie in seiner Indo-Pazifik-Strategie 
unterstrichen, zudem als indopazifische Nation 
definiert,8 ist langfristig eher mit weiteren Inves-
titionen im maritimen Bereich als in Fähigkei-
ten zu landbasierten Operationen mit schweren 
Verbänden zu rechnen. Die italienischen Streit-
kräfte haben eine 2013 eingeleitete Reform in 
Teilen abgebrochen und mehr Kampfbrigaden, 
einschließlich gepanzerter Verbände, erhalten 
als ursprünglich geplant. Dennoch sind Italiens 
sicherheitspolitischer Fokus und das Fähigkeits-
profil der Streitkräfte eindeutig auf die Mittel-
meerregion, den Sahel, den Nahen und Mittleren 
Osten sowie das Horn von Afrika ausgerichtet.

So bleibt es vor allem an Deutschland, zum 
Schutz Europas alle für Abschreckung und Vertei-
digungsfähigkeit nötigen Kräfte, Fähigkeiten und 
Maßnahmen wiederherzustellen, um in einem 
potenziellen Konflikt mit Russland bestehen 

zu können und in Friedenszeiten die abschre-
ckende Wirkung zu erzielen, die dazu führt, dass 
ein Krieg tatsächlich nie geführt werden muss. 
Nur aus diesem Grund – und nicht etwa wegen 
der Einsätze in Afghanistan oder Mali – hat der 
Deutsche Bundestag den Verteidigungshaushalt 
von etwas weniger als 30 Milliarden Euro im Jahr 
2011 auf mehr als 50 Milliarden Euro 2021 ange-
hoben. Da die neue Bundesregierung künftige 
Ausgabenerhöhungen und verstärkte Investiti-
onen in anderen Bereichen, wie der Sozial- und 
Klimapolitik, versprochen hat, aber auch die 
Schuldenbremse ab 2023 wieder einhalten will, 
besteht die Gefahr, dass dieser positive Trend 
vorerst gestoppt, wenn nicht sogar umgekehrt 
wird.

Die Trendwenden Material 
und Personal konnten in den 
vergangenen Jahren nicht die 
erhoffte Wirkung entfalten.

Die Bundeswehr im Umbruch

Landes- und Bündnisverteidigung sind nicht 
nur  – durch das Weißbuch von 2016  – als 
gleichrangiger Auftrag der Bundeswehr neben 
dem internationalen Krisenmanagement festge-
legt worden, sondern prägen vor allem jedwede 
politische Debatte über das Fähigkeitsprofil 
der deutschen Streitkräfte und deren künftigen 
Umfang, Struktur, Ausstattung und Bewaffnung. 
Das Heer als größte Teilstreitkraft der Bundes-
wehr steht vor der Herausforderung, aus der 
auf internationales Krisenmanagement aus-
gerichteten Struktur „Heer 2011“ heraus die 
Neuaufstellung seiner Großverbände zu bewerk-
stelligen. Mit den im Januar bzw. Mai 2016 ein-
geleiteten Trendwenden Material und Personal 
sollte hierfür eine der wesentlichen Vorausset-
zungen geschaffen werden. Allerdings konnten 
beide Initiativen in den vergangenen Jahren bei 
Weitem nicht die erhoffte Wirkung entfalten. 
Nachdem die Bundeswehr mit etwa 166.500 
Soldatinnen und Soldaten im Sommer 2016 den 
geringsten Personalumfang seit Abschluss ihrer 
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Aufstellungsphase zu verzeichnen hatte, wurde 
die personelle Zielgröße für 2027 mittlerweile 
auf 203.300 Dienstposten festgelegt. Faktisch 
eingependelt hat sich der Personalbestand in 
den vergangenen Jahren zwischen 183.000 und 
185.000, was bedeutet, dass der Mehrbedarf 
an Personal bis 2027 bei fast 20.000 Frauen 
und Männern liegt. Vor dem Hintergrund die-
ser Situation wurde bereits in der vergangenen 
Legislaturperiode kurz über die Einführung einer 
allgemeinen Dienstpflicht debattiert und der frei-
willige Wehrdienst im Heimatschutz geschaffen. 
Außerdem wurde der Wiederaufbau der Reserve 
mit einem Personalumfang von 120.000 Dienst-
posten beschlossen. Im Bereich Beschaffung und 
materielle Einsatzbereitschaft konnten mit Blick 
auf den katastrophalen Zustand im Jahr 2014 
zwar erkennbare Fortschritte erzielt werden. 
Dennoch lag die materielle Einsatzbereitschaft 
der 71 Hauptwaffensysteme der Bundeswehr im 
Jahr 2021 bei nur durchschnittlich 77 Prozent, bei 
einzelnen wichtigen Systemen sogar teils unter 
50 Prozent, was vor allem auf den schlechten 
Zustand von Altwaffensystemen und die teils 
erheblich verzögerte Auslieferung neuen Groß-
geräts zurückzuführen ist.9 Verglichen mit den 
durchweg hohen Einsatzbereitschaftsständen der 
alten Bundeswehr in den Jahrzehnten des Kalten 
Krieges, ist dies ein völlig inakzeptabler Zustand, 
denn er hätte im Falle eines tatsächlichen Krieges 
schwerwiegende Konsequenzen – nämlich die 
rasche Niederlage zumindest in den Anfangs-
operationen.

In allen Bereichen stehen  
wegweisende und teilweise 
längst überfällige  
Entscheidungen an.

Die deutsche Politik steht also zu Beginn des Jah-
res 2022 mehr denn je vor der Herausforderung, 
die Bundeswehr angesichts der grundlegend 
veränderten Bedrohungslage und des rasanten 
waffentechnologischen Fortschritts verbunden 
mit einem Wandel der Kriegsführung in den 
vier Dimensionen für die kommenden zwei 

Jahrzehnte bestmöglich aufzustellen. In allen 
Bereichen – Land, See, Luft sowie Cyber- und 
Informationsraum  – stehen wegweisende und 
teilweise längst überfällige Entscheidungen an.

Die Dimension Land:  
Drei vollaufgestellte Divisionen bis 2032

Dass der Inspekteur des Heeres, Generalleutnant 
Alfons Mais, bereits 2021 einräumen musste, 
dass auch bei der Vorbereitung zur Gestellung 
der dritten VJTF unter deutscher Führung im Jahr 
2023 andere Brigaden Ausrüstung und Material 
an den Leitverband abgeben müssen, sagt alles 
über Zustand und Einsatzbereitschaft der deut-
schen Streitkräfte aus. Ziel war es, dass die als 
NATO-Speerspitze vorgesehene Panzergrena-
dierbrigade 37 die notwendige Ausstattung und 
Einsatzbereitschaft aufweist, um den Auftrag aus 
eigener Kraft zu erfüllen. Zwar sind die Mängel 
offenbar bei Weitem nicht mehr so gravierend 
wie bei Aufstellung der VJTF 2019, als 30.000 
einzelne Ausrüstungsgegenstände „vom Kampf-
panzer bis zur Nachtsichtbrille“10 ausgeliehen 
werden mussten, um die der NATO gemachten 
Zusagen zu erfüllen. Dennoch veranschaulicht 
dies, wie schwer es sein wird, die der NATO bis 
2027 als Zwischenziel zugesagte voll aufgestellte 
und einsatzbereite Division mit drei Kampfbri-
gaden11 zu generieren und die für 2032 avisierte 
Zielgröße von drei personell und materiell voll 
ausgestatteten Divisionen, mit acht bis zehn 
Kampfbrigaden, zu realisieren. Dabei entspricht 
diese Zielgröße gerade einmal 25 Prozent der 
Stärke der gepanzerten Kampfverbände, über 
welche die Bundeswehr im Jahr 1990 verfügte. 
Zudem ist die von der NATO 2015 gewünschte 
und von Deutschland in Aussicht gestellte 

„schwere“ Qualität des künftigen deutschen 
Landstreitkräfte-Beitrags in Form von drei Pan-
zer-/Panzergrenadierdivisionen (einschließlich 
substanzieller Kampfunterstützungstruppen auf 
Divisions- und Korpsebene) bei der derzeitigen 
Heeresplanung bereits auf nur eine schwere, eine 
mittlere und eine leichte Division zurückgenom-
men worden. Dies verdeutlicht, dass von der 
oftmals kolportierten „Aufrüstung“ keine Rede 
sein kann. Vielmehr gelten die geplanten Schritte 
einer Wiederherstellung von Fähigkeiten, die die 
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Bundeswehr – zumal in weit höherem Maße – frü-
her bereits besessen und zwischenzeitlich aufge-
geben hatte.

Die wesentliche Herausforderung für die Poli-
tik liegt somit darin, das für diesen Aufwuchs 
benötigte Personal zu rekrutieren und notwen-
diges Material sowie moderne, also digitalisierte 
und für joint multinational domain operations 
geeignete Waffen- und Führungssysteme zu 
beschaffen. Darüber hinaus besteht konkreter 
Handlungsbedarf mit Blick auf einzelne Fähig-
keiten der Dimension Land. Dies betrifft vor 
allem die ehemalige Heeresflugabwehrtruppe, 
die den Auftrag hatte, eigene Kampfverbände 
vor Waffenwirkung des Feindes aus der Luft zu 
schützen, und die 2012 außer Dienst gestellt 
wurde. Dass dieser Auftrag danach behelfsmä-
ßig an die Luftwaffe übertragen wurde, hat zu 
der Situation geführt, dass die Heeresbrigaden 

heute nur eingeschränkt in der Lage sind, das 
Gefecht der verbundenen Waffen zu führen. 
Das ist besonders bei einem potenziellen Geg-
ner, der über besonders starke Luftstreitkräfte 
und Kampfhubschrauberverbände verfügt, ein 
erhebliches militärisches Defizit. Daher liegt 
eine der dringlichsten Herausforderungen in 
der Wiederaufstellung der Fähigkeit zur Flugab-
wehr im Bereich des Heeres als Teil einer inte
grierten Luftverteidigung, die von der Drohne im 
Nächstbereich bis hin zur taktischen ballistischen 
Rakete ein breites Spektrum abzudecken hat.

Daneben zählt zu den wesentlichen Baustellen in 
der Dimension Land, die Nachfolge des Kampf-
panzers Leopard 2 im Rahmen des mit Frank-
reich geplanten Main Ground Combat Systems 
sicherzustellen. Außerdem bestehen strukturelle 
Herausforderungen darin, Teile der vor Jahren an 
die Streitkräftebasis und an zivile Dienstleister 

Zahlreiche Aufgaben in der Dimension Land: Eine wesentliche Baustelle ist die Sicherstellung der Nachfolge  
des Kampfpanzers Leopard 2 im Rahmen des mit Frankreich geplanten Main Ground Combat Systems.  
Quelle: © Fabian Bimmer, Reuters.
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ausgelagerten Logistikaufgaben in das Heer 
zurückzuführen, die zuletzt vernachlässigte Füh-
rungsfähigkeit auf Brigade- und Divisionsebene 
wiederherzustellen und eine angemessene Digi-
talisierung der Landstreitkräfte zu erreichen.

Das Heer ist im Begriff, eine radikale doktrinäre 
Kehrtwende zurück zu seiner historischen Auf-
gabe zu vollziehen; es muss wieder Verteidigungs-, 
Verzögerungs- und (Gegen-)Angriffsoperationen 
zwar nicht in der Norddeutschen, aber doch in der 
nordosteuropäischen Tiefebene führen können.12 
Zwar haben sich Ausmaß und geografischer 
Raum, in dem sich ein solches Szenario abspie-
len könnte, gegenüber den 1980er-Jahren ver-
ändert. Von der zügigen Mobilisierung der (noch 
aufzubauenden) Reserveeinheiten13 bis hin zur 
schnellen Verlegefähigkeit von Großverbänden 
quer durch Deutschland und seine Nachbarlän-
der haben sich die grundlegenden Anforderun-
gen aber kaum geändert. Darüber hinaus dürfen 
die bestehenden Verpflichtungen im Bereich des 
Krisen- und Konfliktmanagements, also Stabilisie-
rung, Ausbildung und Beratung sowie gegebenen-
falls Aufstandsbekämpfung, nicht vernachlässigt 
werden. Das Heer wird die für Auslandseinsätze, 
wie in Mali, nötigen Kräfte entsprechend dem 
Konzept des single set of forces14 künftig aus den 
für die Landes- und Bündnisverteidigung aufge-
stellten Verbänden generieren müssen.

Die Luftwaffe muss sowohl im 
konventionellen als auch im 
nuklearen Bereich umfassend 
weiterentwickelt werden.

Verteidigung des alliierten Luftraums 
und nukleare Abschreckung

Die Rückbesinnung auf Bündnisverteidigung 
zu Land wird nur funktionieren, wenn das Heer 
gemäß dem joint-multi-domain-Ansatz15 adäquat 
aus der Luft unterstützt wird. Neben der konven-
tionellen Verteidigung kommt der deutschen 
Luftwaffe – und das unterscheidet sie grundle-
gend von anderen Teilstreitkräften – eine Rolle 

bei der erweiterten nuklearen Abschreckung 
im Rahmen der NATO zu. Zur Erfüllung beider 
Aufgaben muss die Luftwaffe in den kommen-
den zwei Dekaden sowohl im konventionellen 
als auch im nuklearen Bereich materiell und 
strukturell umfassend weiterentwickelt werden. 
Der Grundstein hierfür muss noch zu Beginn der 
aktuellen Legislaturperiode gelegt werden.

Im Bereich der konventionellen Verteidigung 
ist das Primärziel der Luftwaffe, zur Her-
stellung einer günstigen Luftlage durch die 
NATO-Luftstreitkräfte beizutragen; ohne diese 
Voraussetzung wären Operationen von Land-
streitkräften zum Scheitern verurteilt. Gegen-
über der NATO hat Deutschland zugesagt, im 
Krisenfall etwa zehn Prozent der Kampfein-
satzflüge zu leisten. Dies gilt sowohl für einen 
potenziellen Luftkrieg im rückwärtigen Mittel- 
europa, den frontnahen Einsatzräumen und 
dem gegnerischen Luftraum, wo zur Herstel-
lung von Luftüberlegenheit zunächst feindliche 
Luftverteidigung neutralisiert werden müsste, 
als auch für Luftoperationen zur Unterstützung 
von NATO-Land- und Seestreitkräften. Dabei 
offenbaren sich derzeit eklatante Mängel. Bei 
einem hochintensiv geführten Angriff Russ-
lands verbunden mit Luftkämpfen mit hoher 
Abnutzungsrate würden die deutschen fliegen-
den Verbände momentan wohl nicht mehr als ein 
bis zwei Tage kämpfen und wirken können, weil 
es der im Friedensbetrieb auf Kosteneffizienz 
getrimmten Luftwaffe an der für längere Durch-
haltefähigkeit nötigen Bevorratung mit Munition, 
hochwertiger Bewaffnung und Ersatzteilen fehlt 
und die Depots beim Übergang zu Krise und 
Krieg nicht kurzfristig aufgefüllt werden könn-
ten. Nähme Deutschland hingegen den Vertei-
digungsauftrag und die Rolle seiner Luftwaffe 
im Krieg ernst, käme es zuvorderst darauf an, 
deren Einsatzbereitschaft und Einsatzfähigkeit 
zu erhöhen. Zudem muss Deutschland, das sich 
zur Bereitstellung von vier gemischten Einsatzge-
schwadern für die NATO verpflichtet hat, in der 
Lage sein, im Verteidigungsfall gemeinsam mit 
alliierten Fliegerverbänden fliegende Großfor-
mationen von 150 bis 250 Flugzeugen zu bilden. 
Um die Interoperabilität im Bündnis dahinge-
hend zu verbessern, koordiniert Deutschland als 
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Rahmennation bis 2026 den Aufbau einer Mul-
tinational Air Group, die zu 75 Prozent von der 
Luftwaffe und zu 25 Prozent von den östlichen 
Partnern gestellt wird.

Idealerweise würden solche trainierten, einsatz-
bereiten und funktional zusammenwirkenden 
Luftstreitkräfte auch davon profitieren, dass sie 
eine gemeinsame Plattform nutzen, deren Sen-
soren und Waffensysteme vernetzt agieren kön-
nen. In der NATO werden die Kampfflugzeuge 
der vierten Generation im Bestand momentan 
sukzessive durch amerikanische F-35 ersetzt. Die-
ses Kampfflugzeug der fünften Generation weist 
neben seinen vielbeachteten Stealth-Fähigkeiten16 
insbesondere auch fortschrittliche Konnektivität 
auf und etabliert sich de facto als neue Standard-
plattform der Allianz. Die politische Grundsatz
entscheidung Deutschlands, der „F-35-Familie“ 
nicht beizutreten, um die Mittel in das gemeinsam 
mit Frankreich und Spanien für 2040 geplante 
Kampfflugzeug der sechsten Generation im Rah-
men eines Future Combat Air Systems (FCAS) zu 
investieren, erweist sich damit als Hemmnis für 
die Leistungsfähigkeit von integrierten Luftstreit-
kräften innerhalb der NATO. Auch wenn FCAS 
sowohl rüstungspolitisch als auch waffentechno-
logisch in die richtige Richtung geht, bedeutet die 
Priorisierung eines Systems, das mit der üblichen 
Verzögerung voraussichtlich erst in mehr als zwei 
Dekaden in Dienst gestellt wird, dass mittelfristig 
eine Fähigkeitslücke bei der Luftwaffe entsteht.

Politisch noch brisanter stellt sich im Kontext der 
Nichtbeschaffung der F-35 und der noch offenen 
Entscheidung für den Tornado-Nachfolger die 
Frage nach der künftigen Rolle Deutschlands 
in der nuklearen Teilhabe der NATO. Deutsch-
lands fortgesetztes Mitwirken daran ist ein 
wichtiger Baustein der Risiko- und Lastentei-
lung im Bündnis, steigert dessen Kohäsion wie 
Glaubwürdigkeit und sorgt dafür, dass Berlin 
einen besonderen Einfluss auf (nukleare) Ver-
teidigungsplanungsprozesse in Brüssel geltend 
machen kann. Da der Tornado, der derzeitige 
nukleare Waffenträger, völlig veraltet ist, muss 
bis spätestens 2030 ein Nachfolgesystem gefun-
den werden. Dabei besteht der Grundsatz, dass 
die amerikanischen Nuklearwaffen nur von 

Luftfahrzeugen getragen werden, die von den 
US-Streitkräften zertifiziert wurden. Weil der 
Eurofighter die Voraussetzungen für dieses Kri-
terium wohl nicht erfüllt, soll als Übergangslö-
sung – wobei auch unklar ist, ob FCAS langfristig 
in der Rolle der nuklearen Teilhabe zum Einsatz 
kommen kann – die F/A-18 Super Hornet bzw. 
EA-18 Growler beschafft werden, die zusam-
men eine Lücke im Fähigkeitsprofil der Allianz 
schließen würden und daher von der Luftwaffe 
als beste Alternativlösung zur F-35 favorisiert 
werden. Hier gilt es, sowohl die Beschaffung 
als auch die ausstehende nukleare Zertifizie-
rung Anfang 2022 auf den Weg zu bringen. Ob 
die neue Bundesregierung an der Beschaffung 
der F/A-18 bzw. EA-18 festhält oder nicht, wird 
faktisch auch die Entscheidung für oder gegen 
eine Aufrechterhaltung der nuklearen Teilhabe 
Deutschlands sein.

Mit der Absichtserklärung,  
bewaffnete Drohnen in die 
Bundeswehr einzuführen, 
wurde ein längst überfälliger 
Schritt gemacht.

Weitere Herausforderungen für die Luftwaffe 
liegen darin, den taktischen Lufttransport durch 
die Beschaffung schwerer Transporthubschrau-
ber17 sicherzustellen und die bis 2012 drastisch 
verkleinerte bodengestützte Luftverteidigung 
zum Schutz gegen die stark gestiegene Bedro-
hung durch Flugkörper und Flugzeuge wieder-
aufzubauen. Insbesondere für den Ersatz des 
veralteten Patriot-Systems müsste dringend die 
Entwicklung eines Nachfolgesystems vorange-
trieben werden, was aber politisch immer wie-
der verschoben wurde. Zuletzt wurde mit der 
Absichtserklärung, bewaffnete Drohnen in die 
Bundeswehr einzuführen, ein weiterer längst 
überfälliger Schritt gemacht. Die Debatte der 
vergangenen Jahre hat jedoch den Eindruck 
erweckt, der Einsatz von bewaffneten Drohnen 
diene ausschließlich dem Schutz von Soldatin-
nen und Soldaten in Auslandseinsätzen. Kriege 
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in Europa oder dessen Peripherie, wie in Berg-
karabach, Libyen oder der Ukraine, zeigen aber, 
dass Drohnen in moderner Kriegsführung weit-
aus breiter und vernetzt mit Landstreitkräften 
zur Luftunterstützung eingesetzt werden. Mit 
Einführung des Waffensystems muss die Bundes-
wehr diese Fähigkeit nun selbst schnellstmöglich 
erlangen, um in symmetrischen Konflikten beste-
hen zu können.

Der notwendige Aufwuchs 
hochseegehender Einheiten 
wird weitere beachtliche finan-
zielle Anstrengungen erfor-
dern.

Vergrößertes Aufgabenspektrum  
für kleine Marine

In der Dimension See steht die Politik vor der 
Herausforderung, dass Deutschland zu kaum 
einem Zeitpunkt über kleinere Marinestreit-
kräfte verfügte als heute, während sich gerade 
in diesem Bereich das Aufgabenspektrum in den 
vergangenen Jahren deutlich verbreitert hat. Im 
Kern der Anforderung und der damit verbun-
denen Zusagen zur Ausbalancierung Russlands 
im Rahmen der NATO steht Deutschlands 
Rolle als Führungsnation in der Ostsee und der 
substanzielle deutsche Beitrag zur Präsenz des 
Bündnisses im Nordatlantik. Daneben haben 
maritime Einsätze vor allem in den Bereichen 
Embargoüberwachung und Pirateriebekämp-
fung sowie Einsätze gegen Schlepperbanden in 
den Seegebieten Mittelmeer, Horn von Afrika, 
Persischer Golf und zuletzt auch im Golf von 
Guinea ständig zugenommen. Mit der gestiege-
nen Bedeutung des indopazifischen Raumes und 
der gebotenen Solidarisierung mit den dortigen 
Verbündeten und Wertepartnern im Rahmen 
einer gelegentlichen oder sogar dauerhaften, 
wenn auch sehr begrenzten, maritimen Präsenz 
ist ein zusätzliches Betätigungsfeld entstanden, 
das erhebliche Ressourcen in Anspruch nehmen 
würde. Gegenüber der NATO hat Deutschland 

zugesagt, langfristig mindestens 25 hochsee
gehende Überwassereinheiten und acht U-Boote 
bereitzustellen und damit die Fähigkeit zur Über- 
und Unterwasserkriegsführung einschließlich 
Randmeerkriegsführung18, U-Boot-Bekämpfung 
und Seeminenabwehr bzw. -einsatz sowie die 
maritime Luftverteidigung sicherzustellen.

Die Tatsache, dass der Marine ein erheblicher 
Anteil der maritimen Rüstungsvorhaben bewil-
ligt wurde, darf nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass die deutschen Seestreitkräfte für diese 
stehenden Zusagen und künftigen Aufgaben 
zu klein sind. Da die zuletzt eingeführte Fregat-
tenklasse F125 (Baden-Württemberg-Klasse) 
vor allem für den Einsatz in asymmetrischen 
Bedrohungsszenarien, basierend auf den Erfah-
rungen und Anforderungen der 2000er-Jahre, 
ausgelegt ist und die letzte klassische Luftvertei-
digungsfregatte F124 (Sachsen-Klasse) bereits 
in geringerer Stückzahl beschafft wurde, fehlt 
es der deutschen Marine vor allem an kampf-
starken Überwassereinheiten für symmetri-
sche Gefechtsszenarien. Im Januar 2021 hat 
der Bundestag zwar die Beschaffung von vier 
Einheiten des nächsten Fregattentyps F126 
(vormals Mehrzweckkampfschiff 180) mit einer 
unverbindlichen Option auf zwei weitere Schiffe 
gebilligt. Um einen Schritt vorwärts zu gehen 
und Deutschland in die Lage zu versetzen, sei-
nen maritimen Aufgaben und Verpflichtungen 
gerecht zu werden, müsste aber zumindest die 
Option auf eine fünfte und sechste Einheit der 
F126-Klasse bis 2027 auch tatsächlich gezogen 
werden. Darüber hinaus wird es darauf ankom-
men, eine termingerechte Vergabe für die 
Beschaffung der sechs geplanten Einheiten der 
nächsten Luftverteidigungsfregatte F127, wel-
che die Sachsen-Klasse ersetzen soll, und damit 
deren Einführung ab 2032 sicherzustellen. Nach 
jahrzehntelanger Unterfinanzierung auch der 
Seestreitkräfte konnte durch den Einsatz erheb-
licher finanzieller Mittel, von denen ein Großteil 
im Jahr 2021 bewilligt wurde, nun die Qualität 
der Marine zunächst auf Mindestniveau abge-
sichert werden. Der notwendige moderate Auf-
wuchs hochseegehender Einheiten wird jedoch 
weitere beachtliche finanzielle Anstrengungen 
erfordern.
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In Bezug auf das Fähigkeitsprofil der Marine 
bestehen zudem weiterhin Defizite im Bereich 
der Minenjagd und der Unterwasserkriegs-
führung. Deutschland hält bislang als einer 
von wenigen NATO-Verbündeten noch Fähig-
keiten zur Minenkriegsführung vor, der in der 
Ostsee besondere Bedeutung zukommt, läuft 
aber Gefahr, bei unzureichender Beschaffung 
und Modernisierung diese Schlüsselfähigkeit 
aus der Hand zu geben. Mit Blick auf die mari-
time Aufrüstung Russlands und Chinas kann 
auch die Beschaffung eines siebten und ach-
ten U-Bootes mit leicht erhöhter Reichweite 
für die deutsche Marine nur der Start- und 
keinesfalls der Endpunkt sein, zumal vier der 
sechs U-Boote im Bestand bereits als veraltet  
gelten. Ungelöst bleibt auch das drängendste 
aller Probleme: ausreichend qualifiziertes Per-
sonal. Keine Teilstreitkraft der Bundeswehr 
wurde von der Aussetzung der Wehrpflicht stär-
ker getroffen als die Marine, die seitdem unter 
massiven Nachwuchsproblemen leidet. Derzeit 
mangelt es an geeigneten Bewerberinnen und 
Bewerbern in allen Bereichen, insbesondere um 
die anspruchsvollen, technischen Aufgaben im 
Umgang mit modernem Gerät, das beschafft 
wurde oder in den kommenden Jahren zuläuft, 
zu erfüllen.

Es findet fortlaufend ein „Cyber- 
und Informationskrieg“ statt.

Wachsende Herausforderungen im 
Cyber- und Informationsraum

Dem jüngsten Organisationsbereich der Bun-
deswehr, dem Cyber- und Informationsbereich, 
kommt aufgrund der fortschreitenden Digitali-
sierung im Militär eine gesteigerte Bedeutung 

für die Leistungsfähigkeit der Streitkräfte zu 
Land, See und in der Luft zu. Zugleich ist mit der 
wachsenden Bedeutung digitaler Führungs- und 
Informationssysteme in der Bundeswehr auch 
die Bedrohung durch Cyber- und Informati-
onskriegsführung, in denen insbesondere auch 
China und Russland beachtliche Fähigkeiten auf-
bauen und in diversen Operationen substanzielle 
Erfahrungen sammeln konnten, drastisch gestie-
gen. Im Cyber- und Informationsraum muss 
die Bundeswehr zuvorderst das Unterbinden, 

Gut gerüstet? Die Tatsache, dass der Marine ein  
erheblicher Anteil der anstehenden maritimen  
Rüstungsvorhaben bewilligt wurde, darf nicht  
darüber hinwegtäuschen, dass die deutschen  

Seestreitkräfte für künftige Aufgaben zu klein sind.  
Quelle: © Fabian Bimmer, Reuters.
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Verfälschen oder Verzögern der eigenen Kom-
munikation und Informationsverarbeitung durch 
elektromagnetische Angriffe oder Cyberattacken 
bekämpfen und selbst offensive Fähigkeiten in 
diesem Bereich aufbauen. Zu den Bedrohun-
gen auf technischer Ebene kommen aber auch 
hybride Angriffe, wie (Des-)Informations- und 
Propagandakampagnen, die den Meinungsraum 
beeinflussen und die Informationshoheit infrage 
stellen, zumal wenn diese Kampagnen direkt auf 
Soldatinnen und Soldaten abzielen.

In Abgrenzung zu den Dimensionen Land, Luft 
und See besteht die besondere Herausforde-
rung in diesem Feld darin, dass defensive wie 
offensive Fähigkeiten nicht nur für den Verteidi-
gungsfall geübt und vorgehalten werden müssen, 
sondern teilweise fortwährend zum Einsatz kom-
men, da Wirkmittel im Cyber- und Informations-
raum größtenteils nichtletal und damit unter der 
sogenannten Artikel-5-Schwelle der NATO, also 
dem Übergang vom Frieden zum Kriegszustand, 
sind. Damit findet fortlaufend ein „Cyber- und 
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Informationskrieg“ statt, in dem die Bundes-
wehr gegen Aktivitäten wie das nichtbemerkte 
Eindringen in Netzwerke, um diese im Ernstfall 
kompromittieren zu können, oder die Beeinflus-
sung von Entwicklungen im Informationsraum 
vorgehen muss. Da dies nicht in die alleinige 
Zuständigkeit der Bundeswehr fällt, sondern 
als gesamtgesellschaftliche Aufgabe verstanden 
werden muss, bestehen hier weitaus stärkere Ver-
knüpfungen zu anderen Politikbereichen.

Das gravierendste Problem 
ist auch im Cyberbereich der 
große Personalbedarf.

Größte Baustellen sind dabei gegenwärtig die 
Weiterentwicklung der offensiven Komponente 
des Kommandos Cyber- und Informationsraum 
(KdoCIR) der Bundeswehr und die Verbesse-
rung der elektromagnetischen Reaktionsfähig-
keiten, bei der mit der kürzlich beschlossenen 
Beschaffung von Flugzeugen vom Typ Pegasus 
und neuen Flottendienstbooten die signaler-
fassende Aufklärung aus der Luft und von See 
bereits gestärkt und ausgebaut werden konnte. 
Gravierendstes Problem ist allerdings auch 
im Cyberbereich der große Personalbedarf. 
Allein im Kompetenzzentrum Cyber-IT werden 
gegenwärtig mehrere hundert Dienstposten 
geschaffen – bei gleichzeitigem Mangel an Spe-
zialpersonal angesichts der Konkurrenz durch 
dynamische und attraktive Arbeitgeber im zivi-
len Bereich: ein Dilemma, welches sich absehbar 
nicht auflösen lässt.

Fazit und Ausblick

Die deutsche Politik steht vor keiner kleineren 
Aufgabe, als grundlegende Umbrüche in allen 
vier Dimensionen der Kriegsführung einzuleiten 
und die Bundeswehr damit wieder zum Garan-
ten der Verteidigung Europas im konventionel-
len Bereich zu machen. Die Refokussierung auf 
Landes- und Bündnisverteidigung, die Wieder-
herstellung der Fähigkeit, Operationen mit Groß-
verbänden in den klassischen Gefechtsarten zu 

führen, und die Rückbesinnung auf die Rolle als 
Rückgrat der konventionellen Abschreckung der 
NATO in Europa sind der leistbare Beitrag, der 
von Deutschland erwartet wird.

Der Blick zurück nach Afghanistan – so wichtig 
er unter politischen Gesichtspunkten ist – wird 
dabei nur eingeschränkt weiterhelfen. Klar ist, 
dass der totale Kollaps der über fast 20 Jahre 
aufgebauten Strukturen in Afghanistan und das 
Ende des bisherigen zivilen Engagements eine 
umfassende Aufarbeitung und Analyse erfordern. 
Diese müssen die eingesetzten Instrumente und 
deren Zusammenspiel, also den vernetzten 
Ansatz, umfassen, aber auch einen Fokus auf 
Zielsetzung, Mitteleinsatz und Gesamtstrategie 
richten. So politisch naiv, so operativ planlos 
und so wenig ehrlich darf sich Deutschland nie 
wieder an einem Krieg beteiligen. Gerade ange-
sichts des fortgesetzten Engagements im Nahen 
und Mittleren Osten und der laufenden Einsätze 
in der Sahelregion müssen die lessons learned aus 
dem Afghanistandebakel von der politischen bis 
zur taktischen Ebene auch Eingang in aktuelle 
Politik finden. Mit Blick auf die künftig vor allem 
gefragten Fähigkeiten der Bundeswehr liefert 
der Afghanistaneinsatz aber nur bedingt Leh-
ren. Die afghanischen Taliban und verbündete 
Gruppierungen haben der Bundeswehr in ihrem 
Einsatzgebiet zwar im infanteristischen Kampf 
phasenweise einiges abverlangt. Hinsichtlich 
Intensität und Größenordnung der Gefechte 
sowie Komplexität der Luftlage und paralleler 
Cyberoperationen dürfte dies aber nicht annä-
hernd mit den Szenarien vergleichbar sein, auf 
die sich die euroatlantischen Streitkräfte an der 
Ostflanke vorbereiten müssen.

Dass die europäischen Staaten nicht in der Lage 
gewesen sind, den Flughafen von Kabul eigen-
ständig einige Tage über den Abzug der letzten 
US-Soldaten hinaus offen zu halten, war tragisch. 
Dass Europa auch acht Jahre nach der Ukraine- 
krise und einer sukzessiven Verschlechterung der 
Sicherheitslage am östlichen Rand von EU und 
NATO noch immer nicht in der Lage ist, ohne 
erhebliche Unterstützung der US-Streitkräfte 
eine glaubhafte konventionelle Abschreckung 
gegenüber Russland aufzubauen, gefährdet nicht 
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nur die Sicherheit Europas, sondern den Fortbe-
stand des „politischen Westens“. Dahingehend 
könnte das Ende des Afghanistaneinsatzes mög-
licherweise sogar hilfreich sein – indem es endlich 
Ressourcen freimacht und, noch wichtiger, nicht 
länger den Blick auf die eigentliche existenzielle 
Sicherheitsbedrohung verstellt.

So ist es zunächst Aufgabe der Politik, der 
Bevölkerung zu vermitteln, dass die verbrei-
tete Annahme, man sei nur noch von Freunden 
umgeben, irreführend ist. Die Grundlage von 
Deutschlands Sicherheit und Wohlstand bleiben 
die Europäische Union und die Nordatlantische 
Allianz, die beide an ihren Außengrenzen keines-
wegs nur von Freunden umgeben sind. Damit ist 
es nicht nur deutsche Verantwortung, sondern 
im ureigenen Interesse Deutschlands, die Sicher-
heit östlicher Verbündeter zu garantieren. Diese 
unbequeme Wahrheit muss die neue Bundesre-
gierung der Öffentlichkeit unmissverständlich 
kommunizieren.

Zudem darf die deutsche Politik den – wenngleich 
gerechtfertigten – erheblichen Finanzbedarf bei 
Klimaschutz und Pandemiebekämpfung nicht 
als Vorwand missbrauchen, um den mühsam 
erkämpften Mittelaufwuchs für die eingelei-
teten Trendwenden Material und Personal bei 
der Bundeswehr zur Disposition zu stellen. Die 
Realisierung eines Fähigkeitsprofils, das der sich 
abzeichnenden Bedrohungslage, den Anforde-
rungen an die künftige Kriegsführung und den 
Erwartungen der Verbündeten in EU und NATO – 
wohlgemerkt gemessen am Stellenwert Deutsch-
lands in den Bündnissen und den getroffenen 
Zusagen  – gerecht wird, erfordert langfristig 
erhebliche Investitionen.

Ob sich das Fähigkeitsprofil mit der geplanten 
Personalstärke von 203.300 Soldatinnen und 
Soldaten abbilden lässt, sei dahingestellt. Sollte 
selbst diese Zahl nicht erreicht werden, so muss 
die Politik Lösungen für die eklatanten Personal-
probleme der Bundeswehr finden. Die Debatte 
über eine allgemeine Dienstpflicht in Deutsch-
land bietet hier sicherlich einen Ausgangspunkt. 
Zwar wäre die „alte Wehrpflicht“ nicht mehr 
zeitgemäß und hätte reformiert werden müssen. 

Sie ohne gesellschaftliche Debatte und ohne 
umfassende Vorbereitung alternativer Personal-
gewinnungsmechanismen einfach auszusetzen, 
wirkt jedoch als eine der größten Bürden für die 
umfassende Befähigung der Bundeswehr zu 
Landes- und Bündnisverteidigung. Zu keinem 
Zeitpunkt nach der Annexion der Krim 2014 
hätte Deutschland die Wehrpflicht ausgesetzt, 
wenn sie zu diesem Zeitpunkt noch Bestand 
gehabt hätte. Wie sehr dieser Schritt Ausdruck 
einer völligen Fehleinschätzung der langfristigen 
sicherheitspolitischen Gegebenheiten war, ver-
deutlichten nicht zuletzt die militärischen Droh-
gebärden Russlands gegenüber der Ukraine im 
Frühjahr 2021 und erneut seit dem Herbst des-
selben Jahres.

Nils Wörmer ist Leiter der Abteilung Internationale 
Politik und Sicherheit der Konrad-Adenauer-Stiftung.

Philipp Dienstbier ist Referent in der Abteilung 
Internationale Politik und Sicherheit der Konrad-
Adenauer-Stiftung.
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1	 	Nach dem schnellen militärischen Erfolg gegen 
Taliban und al-Qaida in Afghanistan im Herbst 
2001 wurde innerhalb der US-Administration eine 
in Teilen öffentliche Debatte über mögliche weitere 

„Regimewechsel von außen“ geführt. Während 
US-Präsident George W. Bush den Irak, Nordko-
rea und Iran als „Achse des Bösen“ bezeichnet 
hatte, rechnete seine designierte Außenministerin 
Condoleezza Rice vor dem Senatsausschuss für aus-
wärtige Beziehungen Kuba, Myanmar, Nordkorea, 
Simbabwe, Iran und Belarus zu den „Vorposten der 
Tyrannei“. Cornwell, Rupert 2005: From the axis 
of evil to the outposts of tyranny, The Independent, 
20.01.2005, in: https://bit.ly/3xZHrl1 [06.12.2021].

2	 	Eine Debatte über „Wars of Choice“ und „Wars of 
Necessity“ wurde in den USA vor allem im Kontext 
des zweiten Irakkrieges geführt, nachdem mit 
Richard N. Haass früh ein führender Berater der 
Bush-Administration die Invasion in klarer Abgren-
zung zur offiziellen Begründung als „war of choice“ 
bezeichnet hatte. In seinem 2010 erschienenen 
Buch „War of Necessity, War of Choice: A Memoir of 
Two Iraq Wars“ führte Haass seine Überlegungen  
hierzu dezidiert aus. Mit Blick auf Afghanistan muss  
differenziert werden zwischen dem Sturz des Taliban- 
Regimes und der Zerschlagung von al-Qaida-Struk-
turen im Herbst 2001 als unmittelbare Reaktion auf 
die Terroranschläge vom 11. September 2001 und 
dem folgenden fast 20-jährigen Engagement. Bei 
diesem bestand selbst für die US-Regierung, in der 
sich immer wieder Stimmen für eine light foot-
print-Strategie einsetzten, die Wahl.

3	 	Zu diesen Pflichten gehört nicht nur, sich auf Grund-
lage der gegenseitigen Beistandsverpflichtung nach 
Artikel 5 des Washingtoner Vertrages (der NATO)  
gegen einen Angriffskrieg, der sich gegen die terri-
toriale Integrität eines oder mehrerer Verbündeter 
richtet, mit kollektiver Bündnisverteidigung wirksam 
zur Wehr zu setzen. Die euroatlantischen Verbün-
deten müssen auch die nach Artikel 3 eingegangene 
Verpflichtung erfüllen, alle für Abschreckung und 
Verteidigungsfähigkeit nötigen Kräfte, Fähigkeiten 
und Maßnahmen im Frieden bereitzustellen. Eine 
Beistandsverpflichtung besteht zu einem gewissen 
Grad auch im Rahmen der EU unter Artikel 42(7) 
des Vertrages über die Europäische Union.

4	 	Die Very High Readiness Joint Task Force (VJTF, 
etwa: „Einsatzgruppe mit sehr hoher Einsatzbereit-
schaft“) ist ein Kampfverband in Brigadestärke im 
Rahmen der NATO Response Force (NRF) mit einer 
Personalstärke von mehr als 5.000 Soldatinnen 
und Soldaten, der seit 2015 mit jährlicher Rotation 
im Kern von einem der Mitgliedstaaten der NATO 
gestellt wird. Deutschland hatte die Führung der 
2015 zunächst noch provisorisch aufgestellten 
ersten VJTF inne, führte mit der Panzerlehrbrigade 
als Leitverband die VJTF 2019 und bereitet sich 
derzeit mit der Panzergrenadierbrigade 37 auf die 
Gestellung der VJTF 2023 vor.

5	 	Die NATO Enhanced Forward Presence (eFP, 
etwa: „Verstärkte Vorauspräsenz“) wurde auf dem 
Warschauer NATO-Gipfel 2016 als Beistands
initiative für die drei baltischen Staaten und Polen 
beschlossen. Unter Führung der USA (für Polen), 
Großbritanniens (für Estland), Kanadas (für Lett-
land) und Deutschlands (für Litauen) werden seit 
2017 multinationale Kampfverbände in der Stärke 
jeweils eines verstärkten Kampfbataillons in den 
vier NATO-Mitgliedstaaten stationiert.

6	 	Während die Indopazifik-Politiken Frankreichs und 
Großbritanniens sehr stark von sicherheitspoliti-
schem Kalkül geprägt sind, stellen die Leitlinien zum 
Indopazifik der Bundesregierung aus dem Jahr 2020 
und die ein Jahr später vorgelegte Strategie für den 
Indopazifik der EU sehr breitangelegte Initiativen 
dar, in denen Sicherheitspolitik als ein Feld neben 
etlichen anderen betrachtet wird. Bundesregierung, 
Auswärtiges Amt 2020: Leitlinien zum Indo-Pazifik,  
02.09.2020, in: https://bit.ly/35xBK0I [06.12.2021].

7	 	Hennigan, W.J. 2017: James Mattis draws little  
flak at confirmation hearing to head Defense  
Department, The Los Angeles Times, 12.01.2017, 
in: https://lat.ms/3ds4WK6 [06.12.2021].

8	 	Ministère de L’Europe et des Affaires étrangères 
2021: France’s Indo‑Pacific Strategy, 2021, S. 5., in: 
https://bit.ly/3rGuXOm [06.12.2021].

9	 	Vereinfacht ausgedrückt liegt der Verfügungsbe-
stand der Truppe an Großgerät in zu vielen Fällen 
bei gerade mal der Hälfte des Buchbestands der 
Bundeswehr. Von diesem Verfügungsbestand ist 
oftmals wiederum nur die Hälfte einsatzbereit. 
Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) 
2021: Bericht zur materiellen Einsatzbereitschaft 
der Hauptwaffensysteme der Bundeswehr II/2021, 
15.12.2021, in: https://bit.ly/3rIsJMJ [24.01.2022].

10	 	Mais, Alfons 2020: Inspekteurbrief zum Wechsel 
der nationalen Verantwortung NRF (L) Brigade, 
16.12.2020, in: https://bit.ly/31pJzXK [06.12.2021].

11	 	Eine vollausgestattete Kampfbrigade umfasst mit 
Führungs- und Unterstützungsverbänden etwa 
5.000 Soldatinnen und Soldaten.

12	 	Verteidigungs-, Verzögerungs- und (Gegen-)
Angriffsoperationen waren die klassischen Ge-
fechtsarten, die die Bundeswehr ausgebildet und 
geübt hat. Das geflügelte Wort des Kampfes in der 
Norddeutschen Tiefebene kam nicht nur auf, weil 
das Stammhaus des Heeres, die Panzerlehrbri-
gade 9 „Niedersachsen“ in der Lüneburger Heide 
angesiedelt war (und ist), sondern auch, weil die 
Norddeutsche Tiefebene einer der Einfallsvektoren 
eines Angriffs der Sowjetunion gewesen wäre und 
sich die Bundeswehr unter anderem dort auf eine 
breitangelegte Verteidigung eingestellt hatte.

13	 	Das Fähigkeitsprofil der Bundeswehr sieht vor, bis 
2031 mindestens 60.000 aktive Soldatinnen und 
Soldaten sowie 20.000 Verstärkungsdienstposten 
für die Truppenreserve sicherzustellen.

https://bit.ly/3xZHrl1
https://bit.ly/35xBK0I
https://lat.ms/3ds4WK6
https://bit.ly/3rGuXOm
https://bit.ly/3rIsJMJ
https://bit.ly/31pJzXK
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14	 	Die Bundeswehr steht vor der Herausforderung, 
dass ihre unterschiedlichen Fähigkeiten in einem 
Kräftedispositiv abgebildet sind, das nur ein-
mal vorhanden ist und das alle Aufgaben zwar 
gleichrangig, aber nicht gleichzeitig erfüllen 
kann. Dieser Zustand wird als single set of forces 
bezeichnet. Die Konzeption der Bundeswehr führt 
dazu aus: „Das Single Set of Forces besteht aus 
im Umfang limitierten Kräften und Mitteln, die 
alle Aufgaben der Bundeswehr in einem breiten 
Spektrum unterschiedlicher Einsatzmöglichkeiten 
erfüllen. […] Das Single Set of Forces wird daher 
grundsätzlich darauf ausgerichtet, jederzeit die 
anspruchsvollsten Aufgaben leisten zu können. 
[…] Dies ist Voraussetzung für Multifunktionalität 
und Mehrrollenfähigkeit und ermöglicht flexibles 
Handeln zur Aufgabenerfüllung.“ BMVg 2018: Die 
Konzeption der Bundeswehr – Ausgewählte Grund-
linien der Gesamtkonzeption, 04/2018, S. 11, in: 
https://bit.ly/3lEhZNh [06.12.2021].

15	 	Der multi-domain-Ansatz geht zurück auf die in den 
1980ern von der US-Armee entwickelte Doktrin ei-
nes „Luft-Land-Kampfes“. Er ist das Grundkonzept 
moderner Kriegsführung und hat zum Ziel, durch 
integrierte Steuerung und Kontrolle (command and 
control, C2) militärische Operationen ganzheitlich 
über die verschiedenen operativen Dimensionen 
(Land, Luft, See, Cyber- und Weltraum) hinweg 
führen zu können und somit die verschiedenen 
potenziellen Gefechtsfelder miteinander zu ver-
schränken. Jones, Marcus A. / Diaz de Leon, Jose 
2020: Multi-Domain Operations – Awareness con-
tinues to spread about the importance of operating 
in multiple domains, The Three Swords Magazine 
36, 11/2020, S. 38–41, in: https://bit.ly/3G615PT 
[03.01.2022].

16	 	Die Tarnkappenfähigkeit (stealth) eines Flugzeuges 
ist durch den Einsatz bestimmter Konstruktions-
merkmale, Technologien und Gefechtstaktiken 
gekennzeichnet, die das Aufspüren eines Flugzeugs 
erschweren oder verzögern und somit dessen Über-
lebensfähigkeit erhöhen.

17	 	Die Flotte mittelschwerer Transporthelikopter vom 
Typ CH-53G/GS/GA/GE, seit 50 Jahren bei der 
Bundeswehr im Einsatz, ist inzwischen stark ver-
altet. Dementsprechend hat der Hubschrauber mit 
hoher Obsoleszenz zu kämpfen. Von allen fliegen-
den Waffensystemen der Luftwaffe weist der CH-53 
derzeit die niedrigste Einsatzbereitschaft auf. Im 
Jahr 2019 standen aus einem Gesamtbestand von 
71 CH-53 im Mittel gerade einmal 22 Hubschrauber 
zur Verfügung. Bundeswehr-Journal 2019: Von 71 
CH-53 momentan nur 22 Maschinen einsatzbereit, 
14.07.2019, in: https://bit.ly/3osaqe8 [06.12.2021].

18	 	Randmeerkriegsführung bezeichnet in Abgrenzung 
zu Einsätzen auf dem offenen Ozean Marineope-
rationen in flachen Gewässern, oft in Küstennähe. 
Randmeerkriegsführung ist in der Ostsee aufgrund 
der Geografie mit vielen Meerengen und Inseln 
sowie geringen Wassertiefen besonders bedeut-
sam. Dies wirkt sich sowohl auf die angewandten 
Taktiken als auch die eingesetzten Mittel aus, wie 
beispielsweise den Kampf mit bzw. gegen Seemi-
nen oder den Einsatz kleinerer Kriegsschiffe von 
Korvetten abwärts.

https://bit.ly/3lEhZNh
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